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I

(Mitteilungen)

KOMMISSION

Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 92 und 93 des EG-Vertrags
Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(94/C 389/01 )

(Text von Bedeutung für den EWR)

Datum der Annahme : 2 . 6 . 1994 Beihilfeintensität : 50 % , 35 %, 15 %

Dauer : 3 Jahre, 1994—1996Mitgliedstaat : Portugal (gesamtes Gebiet mit regionaler
Staffelung)

Beihilfe Nr.: N 224/94

Titel : SIMC (Beihilferegelung für die Modernisierung
des Handels) — Erhöhung der Haushaltsmittel

Zielsetzung : Erhöhung der Haushaltsmittel

Rechtsgrundlage : Decreto-lei

Haushaltsmittel :

— Erhöhung : 24 Millionen ECU (Staat + EG)

Datum der Annahme : 29 . 7 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Madrid)

Beihilfe Nr.: N 327/94

Titel : Regionalprogramm Unternehmensmodernisierung

Zielsetzung : Mittelstandsförderung

— Gesamtmittel : 69,6 Millionen ECU (Staat + EG)
Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden de la Consejería de
Economía de Madrid

Haushaltsmittel :Beihilfeintensität : NSÄ (%): 20 , 24 , 28 , 32 , 37 , 41

Dauer : 1990—1993 — 1994 : 400 Millionen Pta (2,52 Millionen ECU)

— 1995 : 600 Millionen Pta (3,78 Millionen ECU)

— 1996 : 600 Millionen Pta (3,78 Millionen ECU)
Datum der Annahme : 29 . 7 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Madrid)

Beihilfe Nr.: N 325/94

Beihilfeintensität : 70 °/o

Dauer : 3 Jahre , 1994—1996

Titel : Regionalprogramm Innovationsförderung

Zielsetzung : Mittelstandsförderung

Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden de la Consejería de
Economía de Madrid

Datum der Annahme : 24 . 8 . 1994

Mitgliedstaat : Deutschland (Land Brandenburg)

Beihilfe Nr.: N 343/94

Titel : Richtlinie des Landes Brandenburg über die Ge­
währung von Zuwendungen für die Förderung des länd­
lichen Raums

Zielsetzung : Förderung des ländlichen Raums und der
Dorferneuerung

Haushaltsmittel :

— 1994 : 500 Millionen Pta (3,15 Millionen ECU)

— 1995 : 500 Millionen Pta (3,15 Millionen ECU)

— 1996 : 500 Millionen Pta (3,15 Millionen ECU)
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Rechtsgrundlage : Richtlinie über die Gewährung von
Zuwendungen für die Förderung des ländlichen Raums

Datum der Annahme : 10 . 10 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (La Rioja)
Haushaltsmittel : 3,2 Millionen ECU pro Jahr

Beihilfeintensität : In der Regel bis zu 100 000 ECU je
Unternehmen/Vorhaben

Dauer : 1994—1999

Bedingungen : Jahresbericht

Beihilfe Nr.: N 335/94

Titel :

1 . Beihilfen zur Modernisierung des Handels
2 . Beihilfen für Industrie, Handel und Dienstleistungen
3 . Beihilfen für Industrie, Handel und Dienstleistungen

in alten Industrierevieren

4 . Beihilfen für neue Initiativen von Unternehmen

5 . Beihilfen zur Modernisierung der Betriebsführung
6 . Beihilfen für Industrie, Handel und Dienstleistungen

auf dem Land

Zielsetzung : Förderung von Industrie, Handel und
Dienstleistungen

Datum der Annahme : 24 . 8 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (La Rioja)

Beihilfe Nr.: N 431 /94

Titel : Beihilfen für Investitionen der Tourismus-Branche

Zielsetzung : Zuschüsse für mittelständische Fremdenver­
kehrsbetriebe Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden, por la que se mo­

difica la Orden de 9 de marzo de 1993
Rechtsgrundlage : Decreto del Gobierno de La Rioja

Haushaltsmittel :
Haushaltsmittel : 450 Millionen Pta

Beihilfeintensität : 7,5 °/o (bis 20 % in den Regionalför­
dergebieten Ziel 2 und 5b)

Dauer : Unbefristet

1992 1993 1994 1995

(ECU/Jahr)(in Millionen Pta)

1 . 50 50 320 000

2 . 144 913 371

3 . 629 629 4 000 000

4. 10 63 452

5 . 20 126 904

6. 300 1 900 000

Datum der Annahme : 15 . 9 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Kanarische Inseln)

Beihilfe Nr.: N 479/94

Titel : Beihilfen zugunsten von Rentabilitätsstudien für
neue Unternehmen

Zielsetzung : Unterstützung von KMU bei der Durchfüh­
rung von Rentabilitätsstudien im Zusammenhang mit der
Gründung neuer oder der Rationalisierung bestehender
Unternehmen

Dauer : 1992, 1993, 1994 und 1995

Datum der Annahme : 25 . 10 . 1994

Mitgliedstaat : Niederlande
Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden de la Consejería de
Economía y Hacienda por la que se régula la concesión
de subvenciones a estudios de viabilidad empresarial

Haushaltsmittel : 120 Millionen Pta (etwa 760 000 ECU)
für 1994

Beihilfeintensität : 40 % der beihilfefähigen Kosten

Dauer : 1994

Beihilfe Nr.: N 548/94

Titel : Modellvorhaben für Umwelttechnologie

Zielsetzung : Beihilfen für KMU für die Einführung und
Verbreitung neuer Umwelttechnologien
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Rechtsgrundlage : Proefprogramma referentieprojecten
milieutechnologie — Besluit van de minister van Econo­
mische Zaken

Beihilfeintensität : 30 %

Dauer : 1994

Haushaltsmittel : 1994 : 1 Million hfl (465 100 ECU) für
Meßvorhaben — 3,5 Millionen hfl ( 1,63 Millionen ECU)
für ErstanWendungsprojekte

Beihilfeintensität : 25—50 %

Dauer : 1994

Datum der Annahme : 16 . 11 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Murcia)

Beihilfe Nr.: N 263/94

Titel : Beihilfeprogramm zur Verbesserung der Human­
ressourcen der KMU

Zielsetzung : Förderung von KMU

Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden del Instituto de Fo­
mento de la Región de Murcia

Haushaltsmittel : Insgesamt für die Jahre 1994 bis 1999 :

— Millionen Pta : 600 ( 100 pro Jahr)

— Millionen ECU : 3,82 (0,64 pro Jahr)

Datum der Annahme : 9 . 11 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Andalusien)

Beihilfe Nr.: N 275/94

Titel : Arbeitsmarkt- und Sozialwirtschaftshilfen

Zielsetzung : Beschäftigungsförderung für Unternehmen,
Genossenschaften und Selbständige

Rechtsgrundlage : Decreto

Haushaltsmittel : Für Unternehmen, Genossenschaften
und Selbständige 4 616 Millionen Pta (29 Millionen
ECU)

Beihilfeintensität :

— Zuschuß bis 750 000 Pta je Arbeitsplatz

— Zinsverbilligung bis zu 8 Punkte

Beihilfeintensität : 50 %

Dauer : 6 Jahre ( 1994—1999)

Datum der Annahme : 16 . 11 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Aragon)

Beihilfe Nr.: N 299/94

Titel : Arbeitsmarkthilfen

Zielsetzung : Einstellung von Arbeitssuchenden bestimm­
ter Art und Schaffung von Arbeitsplätzen für Selbstän­
dige

Dauer : 1 Jahr

Datum der Annahme : 9 . 11 . 1994 Rechtsgrundlage : Decreto de 6 de abril de la Diputación
General de Aragón sobre fomento del empleo

Mitgliedstaat : Spanien (Castillä-La Mancha)
Haushaltsmittel : 700 Millionen Pta (4,4 Millionen ECU)

Beihilfeintensität : Bis zu 800 000 Pta je Arbeitsplatz

Dauer : Unbefristet

Beihilfe Nr.: N 439/94

Titel : Beihilfen „Ferien auf dem Bauernhof"

Zielsetzung : Förderung des Agrotourismus

Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden de las Consejerías
de Industria y Turismo de las Juntas de Comunidades de
Castilla-La Mancha

Datum der Annahme : 16 . 11 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Aragon)

Beihilfe Nr.: N 443/94Haushaltsmittel : 1994 : 70 Millionen Pta (367 000 ECU)
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Titel : Hilfe für Jungunternehmer

Zielsetzung : Förderung von Jungunternehmer-Initiativen

Rechtsgrundlage : Proyecto de Orden

Beihilfeintensität : Bis zu 20 Millionen Pta je Vorhaben

Dauer : 1 Jahr ( 1994)

Beihilfe Nr.: N 569/94

Titel : Staatliche Bürgschaft für das Leasen von mehrteili­
gen Elektrotriebwagen (Electrical Multiple Units —
EMU) der Klasse 465

Zielsetzung : Im Südosten des Vereinigten Königreichs
sollen 41 mehrteilige Elektrotriebwagen der Klasse 465
für den Personennahverkehr im Rahmen der Erfüllung
einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung eingesetzt
werden

Der Gesamtwert der 41 EMU beträgt rund 150 Millio­
nen £Stg (rund 190 Millionen ECU). Mit der Bürgschaft
soll das Risiko der Nichtrückzahlung in dem 25jährigen
Leasingzeitraum abgesichert werden . Bei Nichtzahlung
übernimmt der britische Staat die Schulden und zahlt sie
zurück

Datum der Annahme : 16 . 11 . 1994

Mitgliedstaat : Spanien (Kanarische Inseln)

Beihilfe Nr.: N 453/94

Titel : Ausbildungs- und Beschäftigungshilfen für gemein­
nützige Vorhaben

Zielsetzung : Ausbildung und Beschäftigung schwer ver­
mittelbarer Arbeitskräfte

Rechtsgrundlage : Decreto

Rechtsgrundlage : Capital Allowances Act 1990

Haushaltsmittel : 2 100 Millionen Pta ( 13,2 Millionen
ECU) für 1994

Dauer : 1994—1999

Haushaltsmittel : 150 Millionen £Stg (rund 190 Millionen
ECU)

Beihilfeintensität : Die maximale Verbindlichkeit des bri­
tischen Staates betrüge im Jahre 2007 wegen der aufge­
laufenen Zinsen 190 Millionen £Stg (240 Millionen
ECU)

Dauer : Höchstens 25 Jahre mit Gewinnpunkten im 12 .
und 18 . Jahr

Bedingungen : Die EMU werden von den Leasinggebern
(zwei britischen Banken) gekauft, die dann die Eigentü­
mer sind. Der Hersteller, ABB Transportation, ist wäh­
rend des Leasingzeitraums zur Wartung verpflichtet

Am Ende des Leasingzeitraums geht der Besitz wieder an
die Leasinggeber (zwei britische Banken) zurück. ABB
Transportation hat die Garantie gegeben, die EMU nach
Ablauf des Leasingzeitraums zu kaufen

Datum der Annahme : 16 . 11 . 1994

Mitgliedstaat : Vereinigtes Königreich

Beihilfe Nr.: N 544/94

Titel : Strathclyde-Beschäftigungsförderungsprogramm

Zielsetzung : Arbeitsplatzschaffung durch Gewährung von
Zuschüssen an Unternehmen

Rechtsgrundlage : Employment and Training Acts 1973
and 1988

Haushaltsmittel : 3,2 Millionen £Stg (4,1 Millionen
ECU)

Beihilfeintensität : Maximal 3 000 ECU pro neu geschaf­
fenen Arbeitsplatz

Dauer : Unbefristet

Datum der Annahme : 13 . 12 . 1994

Mitgliedstaat : Portugal

Beihilfe Nr.: N 474/94

Titel : Beihilfe zum Einbau von Geschwindigkeitsbegren­
zungsvorrichtungen in bestimmte Fahrzeugklassen

Zielsetzung : Unterstützung der KMU bei der Anpassung
an die neuen Umweltvorschriften

— Nicht rückzahlbare Mittelzuwendung an die KMU
für die Anschaffung von Geschwindigkeitsbegren­
zungsvorrichtungen für Fahrzeuge mit mehr als 12
Tonnen Gesamtgewicht, die zwischen dem 1 . Januar
1988 und vor dem 1 . Januar 1994 zugelassen worden
sind

Datum der Annahme : 5 . 12 . 1994

Mitgliedstaat : Vereinigtes Königreich



31 . 12 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 389/5

Haushaltsmittel : 300 Millionen Esc ( 1,5 Millionen ECU)— Fahrzeuge, die im grenzüberschreitenden Verkehr
eingesetzt werden und nach dem 31 . Dezember 1992
zugelassen worden sind, sind von der Beihilferege­
lung ausgeschlossen

Rechtsgrundlage : Despacho SET.48-XII/94 (Diärio da
Repüblica II, Reihe Nr. 252 vom 31 . 10 . 1994)

Beihilfeintensität : 80 % des Kaufpreises der Geschwin­
digkeitsbegrenzer bis zu einem Höchstbetrag von 500
ECU je Fahrzeug

Dauer : 1994

Mitteilung der Kommission

(94/C 389/02)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Die Kommission hat gemäß Artikel 4 Absatz 3 der (Siebten) Richtlinie 90/684/EWG des Rates
vom 21 . Dezember 1990 über Beihilfen für den Schiffbau (l) in der Fassung der Richtlinie
94/73/EG (2) nach Konsultierung der Mitgliedstaaten beschlossen, die gemeinsame Beihilfe­
höchstgrenze für Betriebsbeihilfen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 1
dieser Richtlinie ab 1 . Januar 1995 auf 9 % zu belassen .
Gleichzeitig wird in Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 2 derselben Richtlinie die zulässige
Beihilfehöchstgrenze von 4,5 °/o für den Bau kleiner Schiffe mit einem Vertragswert von weni­
ger als 10 Millionen ECU und für den Schiffsumbau beibehalten .

0) ABl . Nr. L 380 vom 31 . 12 . 1990, S. 27 .
O ABl. Nr. L 351 vom 31 . 12 . 1994, S. 10 .
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II

(Vorbereitende Rechtsakte)

RAT

ZUSTIMMUNG Nr. 33/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/03)

Auf Antrag der Kommission hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zustimmung zu der
EGKS-Entscheidung erteilt, welche die Kommission im Hinblick auf einige Einzelheiten zur
Durchführung des Europa-Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen den Euro­
päischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Republik
andererseits zu erlassen beabsichtigt.

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL

ZUSTIMMUNG Nr. 34/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/04)

Auf Antrag der Kommission hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zustimmung zu der
EGKS-Entscheidung erteilt, welche die Kommission im Hinblick auf einige Einzelheiten zur
Durchführung des Europa-Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen den Euro­
päischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Slowakischen Republik
andererseits zu erlassen beabsichtigt.

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL
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ZUSTIMMUNG Nr. 35/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/05)

Auf Antrag der Kommission hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zustimmung zu der
EGKS-Entscheidung erteilt, welche die Kommission im Hinblick auf einige Einzelheiten zur
Durchführung des Europa-Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen den Euro­
päischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Bulgarien andererseits zu
erlassen beabsichtigt.

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL

ZUSTIMMUNG Nr. 36/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/06)

Auf Antrag der Kommission hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zustimmung zu der
EGKS-Entscheidung erteilt, welche die Kommission im Hinblick auf einige Einzelheiten zur
Durchführung des Europa-Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen den Euro­
päischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Rumänien andererseits zu
erlassen beabsichtigt.

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL
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ZUSTIMMUNG Nr. 37/94

(94/C 389/07)

Mit der Annahme der Verordnung zur letzten Verlängerung der Aussetzung der Zölle für
Waren aus einigen mittel- und osteuropäischen Ländern und Ländern der ehemaligen UdSSR
zugunsten der neuen Bundesländer für 1995 (') hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zu­
stimmung zu der von der Kommission gemäß Artikel 95 EGKS-Vertrag zu treffenden paralle­
len Entscheidung über die Einfuhr von unter diesen Vertrag fallenden Erzeugnissen erteilt.

Für den Rat

Der Präsident

K. KINKEL

0) Vgl. Verordnung (EG) Nr. 3258/94 des Rates, veröffentlicht im ABl . Nr. 339 vom 29. 12 . 1994, S. 9 .

ZUSTIMMUNG Nr. 38/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/08)

Auf Ersuchen der Kommission hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zustimmung zur
EGKS-Entscheidung über den Abschluß des Abkommens über Freihandel und Handelsfragen
zwischen der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen Atomgemeinschaft und der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und der Republik Lettland andererseits
im Namen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die die Kommission anneh­
men will , erteilt.

Für den Rat

Der Präsident

K. KINKEL



31 . 12 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 389/9

ZUSTIMMUNG Nr. 39/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/09)

Auf Ersuchen der Kommission hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zustimmung zur
EGKS-Entscheidung über den Abschluß des Abkommens über Freihandel und Handelsfragen
zwischen der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen Atomgemeinschaft und der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und der Republik Litauen andererseits im
Namen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die die Kommission annehmen
will , erteilt.

Für den Rat

Der Präsident

K. KINKEL

ZUSTIMMUNG Nr. 40/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/ 10)

Auf Ersuchen der Kommission hat der Rat am 19 . Dezember 1994 seine Zustimmung zur
EGKS-Entscheidung über den Abschluß des Abkommens über Freihandel und Handelsfragen
zwischen der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen Atomgemeinschaft und der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und der Republik Estland andererseits im
Namen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die die Kommission annehmen
will , erteilt.

Für den Rat

Der Präsident

K. KINKEL
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ZUSTIMMUNG Nr. 41/94

des Rates gemäß Artikel 95 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl

(94/C 389/ 11 )

Auf das Ersuchen der Kommission hat der Rat am 22. Dezember 1994 den Abschluß im Na­
men der Europäischen Gemeinschaft eines Zweiten Zusatzprotokolls zu den Europa-Abkom­
men und den Interimsabkommen mit Bulgarien einerseits und Rumänien andererseits (Anglei­
chung des Zeitplans für die Anwendung der den Handel betreffenden Bestimmungen an die
Bestimmungen der übrigen Europa-Abkommen) gebilligt ; gleichzeitig hat er seine Zustimmung
zu der EGKS-Entscheidung erteilt, welche die Kommission zum Abschluß des Zweiten Zusatz­
protokolls mit Rumänien auch im Namen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
anzunehmen beabsichtigt.

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. SEEHOFER
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KOMMISSION

Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr.
3699/93 über die Kriterien und Bedingungen für die Strukturmaßnahmen der Gemeinschaft im
Bereich der Fischerei und Aquakultur sowie der Verarbeitung und Vermarktung der ent­

sprechenden Erzeugnisse

(94/C 389/ 12)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(94) 568 endg. — 94/0281(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 5. Dezember 1994)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 3699/93 wird wie folgt ge­
ändert :

1 . In Artikel 8 Absatz 2 zweiter Unterabsatz und in An­
hang III Ziffer 1.2 Buchstabe a) erster Gedankenstrich
wird nach der Angabe „25 BRT" der folgende Satz­
teil hinzugefügt :

„oder 28 BRZ".

2 . In Artikel 5 Absatz 2 wird der Bezug auf „Artikel 8
der Verordnung (EWG) Nr. 2080/93" durch den Be­
zug auf „Artikel 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92" ersetzt.

3 . In Artikel 16 wird folgende neue Bestimmung hinzu­
gefügt :

„Vom 1 . Januar 2004 an ist in dieser Verordnung nur
noch der Verweis auf die Tonnageeinheit BRZ zu­
lässig."

4 . In Anhang IV werden die Tabellen la und 2a hinzu­
gefügt, die im Anhang zur vorliegenden Verordnung
enthalten sind .

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2080/93 des
Rates vom 20. Juli 1993 zur Durchführung der Verord­
nung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich des Finanzinstru­
ments für die Ausrichtung der Fischerei insbesondere auf
Artikel 6 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Bestimmungen des Londoner Übereinkommens
(ITC 69) wurden durch die Verordnung (EWG) Nr.
2930/86, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. .../.. ., auf die Gesamtheit der Fischereifahrzeuge
ausgedehnt. In Anwendung der Bestimmungen des ge­
nannten Übereinkommens ist spätestens ab 1 . Januar
2004 für alle Schiffe der Gemeinschaftsflotte die Brutto­
raumzahl als Maßeinheit der Tonnage zu verwenden .

Diese Änderung macht eine Anpassung derjenigen Be­
stimmungen der Verordnung (EG) Nr. 3699/93 erfor­
derlich, die sich auf die Tonnage der Schiffe beziehen,
insbesondere die Tabellen 1 und 2 in Anhang IV zu die­
ser Verordnung.

Die Vereinheitlichung der in den Artikeln 5 und 6 der
Verordnung (EG) Nr. 3699/93 genannten Verfahren ist
sicherzustellen —

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.



Nr. C 389/ 12 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 94

ANHANG

Zuschußbeträge und Höhe der Beteiligung zur Fischereiflotte (Titel II) unter FIAF

Endgültige Stillegung und gemischte Gesellschaften

TABELLE lb

Schiffsklassen nach Bruttoraumzahl (BRZ) Höchstbetrag der Prämie für ein 15 Jahre altes in BRZ
gemessenes Schiff

0 < 10

10 < 25
25 < 100
100 < 300
300 < 500
500 und mehr

7 100 X BRZ
4 600 x BRZ + 25 000
3 571 x BRZ + 50 700
2 348 x BRZ + 173 000
1 891 x BRZ + 317 400
1 230 x BRZ + 650 000

Vorübergehende Einstellung der Fangtätigkeit und zeitlich begrenzte Unternehmensvereinigungen

TABELLE 2b

Bruttoraumzahl (BRZ) Höchstbetrag der Prämie pro Schiff und pro Tag für ein in
BRZ gemessenes Schiff

0 < 10
10 < 25
25 < 50
50 < 100
100 < 250
250 < 500
500 < 1 500

1 500 < 2 500
2 500 und mehr

5,20 x BRZ + 20
4,07 x BRZ + 31
3,16 x BRZ + 54
2,54 x BRZ + 85
1,93 x BRZ + 146
1,49 x BRZ + 255
1,10 x BRZ + 450
0,90 x BRZ + 750
0,69 x BRZ + 1 275
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Geänderter Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Schaffung von Arbeitsplätzen
und zur Unterstützung von Klein- und Micro-Unternehmen in den Maghreb-Ländern (')

(94/C 389/ 13)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(94) 650 endg. — SYN 167

(Gemäß Artikel 189A, Absatz 2 des EG-Vertrags von der Kommission vorgelegt am 22. Dezember
1994 )

0) ABl . Nr. C 214 vom 4 . 8 . 1994, S. 26 .

ÄNDERUNGEN DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS VORSCHLÄGE DER KOMMISSION

(Änderungen 1 und 2)

Artikel 2 Absatz 1

— Die Gründung und Entwicklung von kleinen und
Mikro-Unternehmen, die Berufsausbildung, die indu­
strielle Umstrukturierung und der Verwaltungsaus­
bau, unter besonderer Berücksichtigung von Vor­
haben im Bereich der erneuerbaren Energien . Der
Schaffung von Arbeitsplätzen für Frauen soll beson­
dere Aufmerksamkeit beigemessen werden .

Artikel 2 Absatz 2 zweiter Unterabsatz

(2) Die Hilfe der Gemeinschaft kann für Investitions­
projekte, Durchführbarkeitsstudien, technische Hilfe und
Ausbildungsmaßnahmen gewährt werden . Die Investi­
tionsprojekte müssen Durchführungsbedingungen und
Kriterien erfüllen, die größere Marktstörungen verhin­
dern .

Es empfiehlt sich, der Schaffung von Arbeitsplätzen für
Frauen und Jugendliche besondere Aufmerksamkeit bei­
zumessen . Bei allen Aktionen werden die Umweltauswir­
kungen berücksichtigt.

Artikel 2 Absatz 2 erster Absatz

(2) Die Hilfe der Gemeinschaft kann für Investitions­
projekte, Durchführbarkeitsstudien, technische Hilfe und
Ausbildungsmaßnahmen gewährt werden, die den Ju­
gendlichen den Zugang zu den erforderlichen Tätigkei­
ten ermöglichen und sie ihnen nahebringen . Die Investi­
tionsprojekte müssen Durchführungsbedingungen und
Kriterien erfüllen, die größere Marktstörungen verhin­
dern .

Artikel 2 Absatz 2 zweiter Unterabsatz

(2) Die Hilfe der Gemeinschaft kann für Investitions­
projekte , Durchführbarkeitsstudien, technische Hilfe und
Ausbildungsmaßnahmen gewährt werden . Die Investi­
tionsprojekte müssen Durchführungsbedingungen und
Kriterien erfüllen, die größere Marktstörungen verhin­
dern .

Es empfiehlt sich, der Schaffung von Arbeitsplätzen für
Frauen und Jugendliche besondere Aufmerksamkeit bei­
zumessen . Bei allen Aktionen werden die Umweltauswir­
kungen berücksichtigt.

(Änderung 3 )
Artikel 5 Absatz 1

( 1 ) Zur Durchführung der in dieser Verordnung vor- Abgelehnt,
gesehenen Kooperationsmaßnahmen wird die Kommis­
sion von einem Beratenden Ausschuß vom Typ A gemäß
Artikel 2 des Ratsbeschlusses 87/373/EWG zur Fest­
legung der Modalitäten für die Ausübung der der Kom­
mission übertragenen Durchführungsbefugnisse unter­
stutzt.
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ÄNDERUNGEN DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS VORSCHLAGE DER KOMMISSION

(Änderung 4)
Artikel 6 Absatz 1

( 1 ) Die Kommission verfolgt die Durchführung der
Zusammenarbeit im Rahmen dieser Verordnung und er­
stattet dem Parlament und dem Rat einmal im Jahr, spä­
testens jedoch am 30 . April Bericht. Dieser Bericht gibt
Aufschluß über die Investitionsvorhaben unter Wahrung
der Vertraulichkeit und eine Evaluierung der erzielten
Ergebnisse.

( 1 ) Die Kommission verfolgt die Durchführung der
Kooperationsmaßnahmen im Rahmen dieser Verordnung
und erstattet dem Parlament und dem Rat einmal im
Jahr, spätestens jedoch am 30 . April Bericht. Dieser Be­
richt gibt Aufschluß über die Investitionsvorhaben, die fi­
nanziert worden sind, und enthält alle sachdienlichen In­
formationen im Zusammenhang mit ihrer Finanzierung.
Ferner aktualisiert die Kommission auf der Grundlage
dieser Informationen den Finanzbogen dieser Aktion .

(Änderung 5)
Artikel 6 Absatz 2

(2) Die Kommission nimmt eine Evaluierung der Akzeptiert,
wichtigsten abgeschlossenen Projekte vor, um festzustel­
len, ob die bei der Prüfung dieser Projekte festgesetzten
Ziele erreicht worden sind, und um Leitlinien für die Er­
höhung der Wirksamkeit der künftigen Hilfe aufzustel­
len . Diese Evaluierungsberichte werden dem Parlament,
dem Rat und den Mitgliedstaaten übermittelt.

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 77/388/EWG über das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Besteuerung landwirtschaftlicher Erzeugnisse)

(94/C 389/ 14)

KOM(94) 584 endg. — 94/0324(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 13. Dezember 1994)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — 94/5/EG (2), hat der Rat die Vorschriften betreffend die
Besteuerung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, mit
Ausnahme der Erzeugnisse in Kategorie 1 des Anhangs
H, auf Vorschlag der Kommission einstimmig vor dem
31 . Dezember 1994 zu beschließen . Bis zu diesem Zeit­
punkt können die Mitgliedstaaten, die bereits einen er­
mäßigten Satz anwandten, diesen beibehalten, während
diejenigen Mitgliedstaaten, die einen Normalsatz an­
wandten, keinen ermäßigten Satz anwenden dürfen. Auf
diese Weise kann die Anwendung des Normalsatzes um
zwei Jahre verschoben werden .

Die Erfahrung zeigt, daß das strukturelle Ungleichge­
wicht bei den von den Mitgliedstaaten auf landwirt­
schaftliche Erzeugnisse der Blumenzucht und des Gar­
tenbaus angewandten Mehrwertsteuersätzen zu Betrug
führt. Dieses strukturelle Ungleichgewicht ist eine di­
rekte Folge der Anwendung von Artikel 12 Absatz 3

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 99,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe d) der Richtlinie
77/388/EWG (x), zuletzt geändert durch die Richtlinie

O ABl. Nr. L 145 vom 13 . 6 . 1977, S. 1 . O ABl. Nr. L 60 vom 3 . 3 . 1994, S. 16 .
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Artikel 2Buchstabe d) und sollte dementsprechend korrigiert wer­
den .

Die geeignetste Lösung bestünde darin, die Möglichkeit
zur Anwendung des ermäßigten Satzes auf landwirt­
schaftliche Erzeugnisse der Blumenzucht und des Gar­
tenbaus sowie auf Brennholz vorübergehend für alle
Mitgliedstaaten auszudehnen —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie bis zum 1 . Januar 1995 nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in diesen Vorschriften selbst oder durch ei­
nen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fal­
lenden Gebiet erlassen.

Artikel 1

Artikel 3

Die Richtlinie 77/388 /EWG wird wie folgt geändert :
1 . Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe d) wird gestrichen.
2 . In Artikel 28 Absatz 2 wird folgender Buchstabe g)

aufgenommen :
,,g) Die Mitgliedstaaten können auf Lieferungen von

lebenden Bäumen und sonstigen Pflanzen (ein­
schließlich Knollen, Wurzeln u . ä., Schnittblumen
und Schnittgrün) sowie Brennholz einen ermä­
ßigten Satz anwenden."

Der bisherige Buchstabe g) wird zu Buchstabe h).

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten für den Gefahrguttransport auf der Schiene

(94/C 389/ 15)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(94) 573 endg. — 94/0284(SYN)

(Von der Kommission vorgelegt am 9. Dezember 1994)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — Alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind Vertragspar­
teien des Übereinkommens über den internationalen
Eisenbahnverkehr (COTIF), dessen Geltungsbereich sich
über das Gemeinschaftsgebiet hinaus erstreckt ; Anhang B
dieses Übereinkommens beinhaltet die „Einheitlichen
Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internatio­
nale Eisenbahnbeförderung von Gütern" (CIM), und
dessen Anlage I wiederum beinhaltet die „Ordnung für
die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher
Güter" (RID). Diese Ordnung gilt jedoch nur für zwi­
schenstaatliche Beförderungen gefährlicher Güter mit der
Eisenbahn ; innerstaatliche Beförderungen fallen somit
nicht in ihren Geltungsbereich.

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 75 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ,

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament,

in Erwägung nachstehender Gründe :

In den zurückliegenden Jahren hat der Umfang der Ge­
fahrguttransporte mit der Eisenbahn deutlich zugenom­
men, so daß das Unfallrisiko gestiegen ist ; es sind daher
Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, daß diese
Beförderungen unter den bestmöglichen Sicherheitsbe­
dingungen erfolgen.

Es ist daher unerläßlich, daß gemeinschaftsweit einheit­
liche Sicherheitsbestimmungen angewandt werden. Dies
läßt sich am besten dadurch erreichen, daß das RID
nicht nur auf den Gefahrgutverkehr zwischen den Mit­
gliedstaaten, sondern auch auf die Beförderungen inner­
halb der einzelnen Mitgliedstaaten angewandt wird.
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Es gibt keine gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften, die
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefähr­
licher Stoffe bei deren Beförderung regeln. Die von der
Gemeinschaft erlassene Richtlinie 67/548/EWG (*) zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung ge­
fährlicher Stoffe bei deren Inverkehrbringung enthält
keine besonderen Bestimmungen für die Beförderung
dieser Stoffe.

Die Verpflichtung der Gemeinschaft, sich um eine Har­
monisierung der Klassifizierungssysteme für gefährliche
Chemikalien zu bemühen, welche die Gemeinschaft und
ihre Mitgliedstaaten entsprechend den in der Agenda 21
Kapitel 19 der UN-Umwelt- und Entwicklungskonferenz
von Rio de Janeiro im Juni 1992 festgelegten Zielen ein­
gegangen ist, bleibt von dieser Richtlinie unberührt .

Es bestehen bisher keine speziellen Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft, die die Sicherheitsbedingungen regeln,
unter denen biologische Wirkstoffe und genetisch verän­
derte Mikroorganismen im Sinne der Richtlinien
90/219/EWG O, 90/220/EWG (3) und 90/679/EWG (4)
mit der Eisenbahn zu befördern sind . Das RID regelt le­
diglich die grenzüberschreitende Beförderung dieser Gü­
ter ; dieselben Vorschriften sollten für deren Beförderung
innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten gelten .

Die Richtlinie 89/391 /EWG (5) enthält Maßnahmen zur
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut­
zes von Arbeitnehmern . An einer weiteren Gemein­
schaftsrichtlinie über Mindestvorschriften für die Sicher­
heit und den Gesundheitsschutz bei Transporttätigkeiten
sowie an Arbeitsplätzen in Transportmitteln wird zur
Zeit gearbeitet.

Die vorliegende Richtlinie muß insbesondere durch die
Übernahme neuer RID-Bestimmungen zügig an den
technischen Fortschritt angepaßt werden können. Um die
Durchführung der hierzu erforderlichen Maßnahmen zu
erleichtern, soll ein Ausschuß eingesetzt und ein Verfah­
ren für die enge Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedstaaten und der Kommission in diesem Ausschuß
festgelegt werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Hierbei werden keine zusätzlichen Regeln aufgestellt,
sondern die verschiedenen mitgliedstaatlichen Vorschrif­
ten an das RID angeglichen, damit ein Bündel harmoni­
sierter Bestimmungen entsteht, die entsprechend den Er­
fordernissen des Binnenmarktes gemeinschaftsweit ein­
heitlich gelten .

Was das Subsidiaritätsprinzip anbelangt, so stellt die Ge­
meinschaftsebene die geeignete Handlungsebene dar, um
ein ausreichend hohes Sicherheitsniveau im nationalen
und internationalen Verkehr zu gewährleisten, um durch
die Erleichterung des gemeinschaftsweiten Waren- und
Dienstleistungsverkehrs für die Beseitigung von Wettbe­
werbsverzerrungen zu sorgen und um die Kohärenz der
entsprechenden Vorschriften mit den Vorschriften auf
anderen Gebieten der gemeinschaftlichen Politik sicher­
zustellen .

Die Mitgliedstaaten sollen auch künftig das Recht haben,
im innerstaatlichen Gefahrgutverkehr mit der Eisenbahn
Regeln anzuwenden, die auf den verkehrsträgerübergrei­
fenden Empfehlungen der Vereinten Nationen für die
Beförderung gefährlicher Güter beruhen, soweit das RID
diesen Regeln, die den intermodalen Gefahrgutverkehr
erleichtern würden, noch nicht angeglichen worden ist.

Die Mitgliedstaaten sollen auch künftig das Recht haben,
bei bestimmten innerstaatlichen Gefahrguttransporten
mit der Eisenbahn strengere Vorschriften anzuwenden.

Diese Harmonisierung soll einzelstaatlichen Besonder­
heiten Rechnung tragen, weswegen die Richtlinie so fle­
xibel zu gestalten ist, daß den Mitgliedstaaten insbeson­
dere im Zusammenhang mit der Konstruktion bzw. der
Herstellung von Wagen, Tanks, Gefäßen und Verpak­
kungen sowie der Verwendung eines Sofortmaßnahmen­
Codes die Möglichkeit bestimmter befristeter Ausnahmen
zugestanden wird . Damit der Einsatz neuer technologi­
scher und industrieller Entwicklungen nicht behindert
wird, sind entsprechende befristete Ausnahmen vorzuse­
hen.

Gemäß dem CIM dürfen Abkommen geschlossen oder
Tarifbestimmungen vereinbart werden, die vom RID ab­
weichen ; die große Zahl dieser Abkommen oder Tarifbe­
stimmungen, die bilateral zwischen Mitgliedstaaten oder
Eisenbahnen ausgehandelt worden sind, verzerren die
ungehinderte Erbringung von Dienstleistungen im Ge­
fahrgutverkehr.

Solche Abweichungen dürften sich durch die Aufnahme
entsprechender Bestimmungen in den Anhang vermeiden
lassen . Es ist eine Übergangszeit vorzusehen, in der die
bestehenden Abkommen oder Tarifbestimmungen von
den Mitgliedstaaten weiter angewendet werden dürfen .

Die Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn
in ein oder aus einem Drittland ist zulässig, wenn sie ge­
mäß dem RID erfolgt.

Die Anwendung anderer bestehender oder künftiger Ge­
meinschaftsvorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer
und der Umwelt bleibt von dieser Richtlinie unberührt .

KAPITEL I

Geltungsbereich

Artikel 1

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für die Beförderung gefährli­
cher Güter mit der Eisenbahn innerhalb eines Mitglied­

C) ABl. Nr. 196 vom 16 . 8 . 1967, S. 1 .
O ABl . Nr. L 117 vom 8 . 5 . 1990, S. 1 .
O ABl . Nr. L 117 vom 8 . 5 . 1990, S. 15 .
(4) ABl . Nr. L 374 vom 31 . 12 . 1990, S. 1
O ABl . Nr. L 183 vom 29. 6 . 1989, S. 1 .
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Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn, die
den Empfehlungen der Vereinten Nationen für die Be­
förderung gefährlicher Güter entsprechen, so lange bei­
behalten, bis diese Empfehlungen in den geänderten An­
hang dieser Richtlinie Eingang gefunden haben . Jeder
Mitgliedstaat teilt dies der Kommission mit.

staats oder von einem Mitgliedstaat in einen anderen . Al­
lerdings dürfen die Mitgliedstaaten die Beförderung von
gefährlichen Gütern, die den Streitkräften gehören oder
für die die Streitkräfte verantwortlich sind, vom Gel­
tungsbereich dieser Richtlinie ausnehmen.

(2) Diese Richtlinie gilt unbeschadet anderer Gemein­
schaftsvorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer und
der Umwelt. Artikel 5

Artikel 2
( 1 ) Unbeschadet anderer Rechtsvorschriften der Ge­
meinschaft behält jeder Mitgliedstaat das Recht, die Be­
förderung bestimmter gefährlicher Güter in seinem Ge­
biet zu regeln oder zu verbieten, jedoch nur aus anderen
Gründen als dem der Transportsicherheit, insbesondere
aus Gründen der nationalen Sicherheit .

(2) Jeder Mitgliedstaat darf für Beförderungen ge­
fährlicher Güter in seinem Gebiet strengere Vorschriften
als die im Anhang genannten weiter anwenden, sofern es
sich nicht um Konstruktionsvorschriften handelt.

( 3) Vertritt ein Mitgliedstaat die Auffassung, daß sich
die geltenden Sicherheitsvorschriften bei einem Unfall
oder Zwischenfall als für die Einschränkung der von der
Beförderung ausgehenden Gefahren unzureichend her­
ausgestellt haben, und besteht dringender Handlungsbe­
darf, so teilt er der Kommission die beabsichtigten Maß­
nahmen mit, solange sich diese noch im Entwurfsstadium
befinden . Die Kommission beschließt nach dem Verfah­
ren des Artikels 9 , ob die Genehmigung der Durchfüh­
rung dieser Maßnahmen zweckdienlich ist, und legt ihre
Dauer fest.

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

— „RID' die Anlage I „Ordnung für die internationale
Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter" des An­
hangs B des Übereinkommens über den internationa­
len Eisenbahnverkehr (COTIF) in ihrer jeweils gel­
tenden Fassung ;

— ,, CIM' den Anhang B „Einheitliche Rechtsvorschrif­
ten für den Vertrag über die internationale Eisen­
bahnbeförderung von Gütern" des Übereinkommens
über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) ;

— »gefährliche Güte/' die Stoffe und Gegenstände, de­
ren Beförderung mit der Eisenbahn gemäß dem An­
hang dieser Richtlinie verboten oder nur unter be­
stimmten Bedingungen gestattet ist ;

— „Beförderung" jede Beförderung gefährlicher Güter
mit der Eisenbahn, die ganz oder teilweise im Gebiet
eines Mitgliedstaats erfolgt, einschließlich der vom
Anhang dieser Richtlinie erfaßten Tätigkeiten des
Ein- und Ausladens der Güter, des Umschlags auf
einen und von einem anderen Verkehrsträger sowie
der transportbedingten Zwischenaufenthalte, und
zwar unbeschadet der in den mitgliedstaatlichen
Rechtsvorschriften hinsichtlich dieser Tätigkeiten vor­
gesehenen Verantwortlichkeiten .

Beförderungen, die ausschließlich innerhalb eines ge­
schlossenen Betriebsgeländes stattfinden, fallen nicht
darunter.

Artikel 6

Artikel 3

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat darf gefährliche Güter, die
nach den internationalen Vorschriften für den See- oder
den Luftverkehr eingestuft, verpackt und gekennzeichnet
sind, zur Beförderung mit der Eisenbahn in seinem Ge­
biet zulassen , wenn der Transport zum Teil auf dem
See- oder dem Luftweg erfolgt. Erfolgt eine grenzüber­
schreitende Beförderung zum Teil auf dem Seeweg, so
dürfen die Mitgliedstaaten ergänzend zu den Vorschrif­
ten im Anhang Vorschriften anwenden, um den für den
Seeverkehr geltenden internationalen Bestimmungen
Rechnung zu tragen .

(2) Die Bestimmungen des Anhangs über das Format
der Unterlagen sowie über die für die entsprechenden
Kennzeichnungen und Unterlagen zu verwendenden
Sprachen gelten nicht für Beförderungen, die sich auf
das Gebiet eines einzigen Mitgliedstaats beschränken .
Für diese Beförderungen können die Mitgliedstaaten die
Verwendung anderer, im Anhang nicht genannter Spra­
chen gestatten .

(3 ) Jeder Mitgliedstaat darf in seinem Gebiet die Ver­
wendung von Eisenbahnwagen gestatten, die vor dem
1 . Januar 1997 gebaut wurden, wenn sie zwar nicht den
Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechen, aber nach
den am 31 . Dezember 1996 geltenden innerstaatlichen

( 1 ) Gefährliche Güter, deren Beförderung gemäß dem
Anhang verboten ist, dürfen nicht mit der Eisenbahn be­
fördert werden, soweit Artikel 6 nichts anderes bestimmt.

(2) Soweit diese Richtlinie nichts anderes bestimmt, ist
die Beförderung anderer gefährlicher Güter mit der
Eisenbahn zulässig, wenn sie gemäß den Bestimmungen
des Anhangs erfolgt .

KAPITEL II

Abweichungen, Einschränkungen und Ausnahmen

Artikel 4

Jeder Mitgliedstaat darf bei innerstaatlichen Beförderun­
gen mit der Eisenbahn seine Rechtsvorschriften für die



Nr. C 389/ 18 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 94

mission Vorschriften beibehalten, die weniger streng sind
als die im Anhang aufgeführten Vorschriften ; ausgenom­
men sind mittel- oder hochradioaktive Stoffe .

( 10) Jeder Mitgliedstaat darf ausnahmsweise durchge­
führte Beförderungen gefährlicher Güter in seinem Ge­
biet gestatten, die gemäß dem Anhang untersagt sind
oder unter anderen als den im Anhang vorgesehenen Be­
dingungen durchgeführt werden.

( 11 ) Die Mitgliedstaaten dürfen unter der Vorausset­
zung, daß die Sicherheit nicht beeinträchtigt wird, zeit­
weilige Abweichungen vom Anhang genehmigen, damit
in ihrem Gebiet die Versuche durchgeführt werden kön­
nen, die zur Änderung des Anhangs im Hinblick auf des­
sen Anpassung an die technische und industrielle Ent­
wicklung erforderlich sind. Hiervon ist die Kommission
in Kenntnis zu setzen ; sie unterrichtet die anderen Mit­
gliedstaaten.

Die Abweichungen müssen so gehandhabt werden, daß
es zu keiner Diskriminierung aufgrund der Staatsange­
hörigkeit oder des Niederlassungsorts des Versenders,
Transportunternehmers oder Empfängers kommt; sie
gelten längstens fünf Jahre und können nicht erneuert
werden.

( 12) Jeder Mitgliedstaat darf bestehende Überein­
künfte mit anderen Mitgliedstaaten längstens bis 31 . De­
zember 1998 anwenden ; hierbei muß jegliche Diskrimi­
nierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Nie­
derlassungsortes des Versenders, Transportunternehmers
oder Empfängers ausgeschlossen sein. Die übrigen Ab­
weichungen müssen den Anforderungen des Absatzes 10
entsprechen.

Vorschriften gebaut wurden, sofern diese Wagen auf
dem erforderlichen Sicherheitsstand gehalten werden.

(4) Jeder Mitgliedstaat darf seine am 31 . Dezember
1996 geltenden innerstaatlichen und von dem Anhang
dieser Richtlinie abweichenden Vorschriften für die
Konstruktion, Verwendung und Beförderung neuer
Tanks und neuer Gefäße im Sinne der Klasse 2 des An­
hangs beibehalten, bis in den Anhang Verweise auf Kon­
struktions- und Verwendungsnormen aufgenommen
worden sind, die die gleiche Rechtskraft wie die übrigen
Bestimmungen des Anhangs haben, längstens jedoch bis
zum 31 . Dezember 1998 . Gefäße und Tanks, die vor
dem 1 . Januar 1999 gebaut wurden und auf dem erfor­
derlichen Sicherheitsstand gehalten werden, können un­
ter den ursprünglichen Bedingungen weiterverwendet
werden.

(5) Jeder Mitgliedstaat darf von den im Anhang auf­
geführten Vorschriften abweichende innerstaatliche Vor­
schriften hinsichtlich der Referenztemperatur für den
Transport von Flüssiggas und Flüssiggasmischungen in
seinem Gebiet so lange beibehalten, bis im Rahmen euro­
päischer Normen Vorschriften bezüglich der Referenz­
temperaturen für verschiedene Klimazonen festgelegt
und in den Anhang dieser Richtlinie Verweise auf diese
Normen aufgenommen worden sind.

(6) Jeder Mitgliedstaat darf im innerstaatlichen Ver­
kehr die Verwendung von Verpackungen gestatten, die
vor dem 31 . Dezember 1996 hergestellt, aber nicht ge­
mäß dem RID zugelassen worden sind, wenn auf diesen
Verpackungen das Herstellungsdatum angegeben ist,
wenn sie die Prüfungen nach den am 31 . Dezember 1996
geltenden einzelstaatlichen Vorschriften bestehen könn­
ten und wenn sie auf dem entsprechenden Sicherheits­
stand gehalten werden (was gegebenenfalls Prüfungen
und Kontrollen einschließen kann); dies gilt für metalli­
sche Großpackmittel und Fässer aus Metall mit einem
Fassungsvermögen von mehr als 50 Litern während
höchstens 15 Jahren ab dem Zeitpunkt ihrer Herstellung,
für sonstige Verpackungen aus Metall und alle Verpak­
kungen aus Kunststoff während höchstens fünf Jahren ab
dem Zeitpunkt ihrer Herstellung, längstens jedoch bis
zum 31 . Dezember 1998 .

(7) Jeder Mitgliedstaat darf bis zum 31 . Dezember
1998 die Beförderung bestimmter gefährlicher Güter in
seinem Gebiet gestatten, die vor dem 1 . Januar 1997 ver­
packt worden sind, wenn diese Güter gemäß den am
1 . Januar 1997 geltenden innerstaatlichen Vorschriften
eingestuft, verpackt und gekennzeichnet sind.

(8 ) Für Beförderungen mit der Eisenbahn in seinem
Gebiet darf jeder Mitgliedstaat seine vor dem Zeitpunkt
der Umsetzung dieser Richtlinie in innerstaatliches Recht
geltenden Vorschriften beibehalten, nach denen anstelle
der gemäß dem Anhang vorgeschriebenen Gefahrenkenn­
nummer ein Sofortmaßnahmen-Code anzugeben ist.

(9) Für Beförderungen von kleinen Mengen bestimm­
ter gefährlicher Güter mit der Eisenbahn in seinem Ge­
biet darf jeder Mitgliedstaat nach Anhörung der Kom­

Artikel 7

Vorbehaltlich der einzelstaatlichen oder gemeinschaftli­
chen Bestimmungen über den Marktzugang erfolgt die
grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter
mit der Eisenbahn zwischen dem Gebiet der Gemein­
schaft und Drittländern gemäß dem RID.

KAPITEL III

Schlußbestimmungen

Artikel 8

Änderungen, die zur Anpassung des Anhangs an den
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt auf den
unter diese Richtlinie fallenden Gebieten notwendig sind,
um insbesondere Änderungen des RID Rechnung zu tra­
gen, werden nach dem Verfahren des Artikels 9 be­
schlossen.

Artikel 9

( 1 ) Die Kommission wird vom Ausschuß für den Ge­
fahrguttransport — im folgenden „Ausschuß" genannt
— unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaa­
ten zusammensetzt und in dem ein Vertreter der Kom­
mission den Vorsitz führt.
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Der Rat kann innerhalb des in dem vorstehenden Absatz
genannten Zeitraums mit qualifizierter Mehrheit einen
anderslautenden Beschluß fassen .

Artikel 10

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen.
Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Ent­
wurf innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden
Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der
Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 des Vertrags für
die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommis­
sion zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Ab­
stimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Vertre­
ter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel
gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil .

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie vor dem 1 . Januar 1997 nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel­
heiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlas­
sen .

(3) Die Kommission erläßt Maßnahmen, die unmittel­
bar gelten . Stimmen sie jedoch mit der Stellungnahme
des Ausschusses nicht überein, so werden diese Maßnah­
men sofort von der Kommission dem Rat mitgeteilt.

(4) In diesem Fall verschiebt die Kommission die
Durchführung der von ihr beschlossenen Maßnahmen
um drei Monate, vom Zeitpunkt der Mitteilung an ge­
rechnet.

Artikel 11

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der
Richtlinie 93/16/EWG zur Erleichterung der Freizügigkeit für Arzte und zur gegenseitigen An­
erkennung ihrer Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise durch Uber­
tragung der nötigen Befugnisse zur Überarbeitung bestimmter Artikel auf die Kommission

(94/C 389/ 16)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(KOM(94) 626 endg. — 94/03Ö5(COD))

(Von der Kommission vorgelegt am 16. Dezember 1994)

dung und der Fachbezeichnungen im Bereich der Medi­
zin in den Mitgliedstaaten angemessen ist.

Diese Verfahren (dargelegt in der Entscheidung des Ra­
tes 87/373/EWG (2) werden die Effizienz des Entschei­
dungsprozesses in der Gemeinschaft verbessern, um so
die tatsächliche Ausübung der Niederlassungs- und der
Dienstleistungsfreiheit von Fachärzten zu erleichtern, de­
ren Rechte von der Überarbeitung der genannten Artikel
der Richtlinie 93/ 16/EWG abhängig sind .

Die Artikel 5 Absatz 3 und 7 Absatz 2 über die fachärzt­
liche Weiterbildung in Fachgebieten, die in mindestens
zwei Mitgliedstaaten anerkannt sind, müssen aktualisiert
und um die Mitgliedstaaten ergänzt werden, in denen
die einschlägige Weiterbildung inzwischen den Mindest­
anforderungen der Richtlinie genügt.

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 49 , Artikel
57 Absätze 1 und 2 Sätze 1 und 3 und Artikel 66 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es ist erforderlich geeignete Verfahren einzuführen, um
Artikel 5 Absatz 3 , Artikel 7 Absatz 2 und die Artikel 26
und 27 der Richtlinie 93/ 16/EWG (') so überarbeiten zu
können wie es den häufigen Veränderungen der Ausbil­

O ABl. Nr. L 165 vom 7. 7 . 1993, S. 1 . O ABl . Nr. L 197 vom 18 . 7 . 1989, S. 33 .
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In den Artikeln 26 und 27 ist die Mindestdauer der Wei­
terbildung der neu in die Richtlinie aufgenommenen
Fachgebiete festzulegen und für andere Fachgebiete ge­
gebenenfalls anzupassen.

Die Kommission wird mit Unterstützung des Ausschus­
ses hoher Beamter für das öffentliche Gesundheitswe­
sen (*) in beratender Funktion in der Lage sein, die er­
forderlichen Änderungen der Artikel 5 Absatz 3 und 7
Absatz 2 vorzunehmen.

Es ist angebracht, daß der Ausschuß hoher Beamter für
das öffentliche Gesundheitswesen, der die Kommission
bei der Änderung der Artikel 26 und 27 unterstützt, als
Verwaltungsausschuß fungiert.

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

der durch die Entscheidung des Rates 75/365/EWG
vom 16 . Juni 1975 eingesetzt wurde, unterstützt.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet
dem Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden
Maßnahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Ent­
wurf innerhalb einer Frist Stellung, die vom Vorsit­
zenden entsprechend der Dringlichkeit der Angele­
genheit, gegebenenfalls durch Abstimmung, festgelegt
wird.

Die Stellungnahme wird in den Sitzungsbericht auf­
genommen ; darüber hinaus kann jeder Mitgliedstaat
beantragen, daß sein Standpunkt in den Sitzungsbe­
richt aufgenommen wird .

Die Kommission trägt der Stellungnahme des Aus­
schusses möglichst weitgehend Rechnung. Sie unter­
richtet den Ausschuß darüber, inwieweit seine Stel­
lungnahme berücksichtigt worden ist.

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet
dem Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden
Maßnahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme
zu dem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der
Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit der An­
gelegenheit festlegt. Die Stellungnahme wird mit der
Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des
Vertrags für Beschlüsse des Rates auf Vorschlag der
Kommission vorgesehen ist. Die Stimmen der Vertre­
ter der Mitgliedstaaten in dem Ausschuß werden, wie
in diesem Artikel festgelegt, gewogen . Der Vorsit­
zende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

Die Kommission erläßt Maßnahmen, die unmittelbar
anwendbar sind. Stimmen diese Maßnahmen jedoch
nicht mit der Stellungnahme des Ausschusses überein,
werden sie von der Kommission unverzüglich dem
Rat mitgeteilt. In diesem Fall verschiebt die Kommis­
sion die Anwendung der beschlossenen Maßnahmen
um zwei Monate .

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb
der im vorgehenden Absatz genannten Frist einen an­
derslautenden Beschluß fassen."

1 . In Artikel 5 der Richtlinie 93/ 16/EWG wird der fol­
gende neue Absatz eingefügt :

„(4) Absatz 3 dieses Artikels wird gemäß dem in
Artikel 44A Absatz 2 genannten Verfahren abgeän­
dert."

2 . In Artikel 7 der Richtlinie 93/ 16/EWG wird der fol­
gende neue Absatz eingefügt :

„(3) Absatz 2 dieses Artikels wird gemäß dem in
Artikel 44A Absatz 2 genannten Verfahren abgeän­
dert."

Artikel 2

In den Artikeln 26 und 27 der Richtlinie 93/ 16/EWG
wird der folgende neue Satz eingefügt :

„Die Bestimmungen dieses Artikels werden gemäß
dem in Artikel 44A Absatz 3 genannten Verfahren
abgeändert."

Artikel 3

Im Anschluß an Artikel 44 der Richtlinie 93/ 16/EWG
wird der folgende Artikel 44A eingefügt :

„Artikel 44A Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.( 1 ) Die Kommission wird von dem Ausschuß ho­

her Beamter für das öffentliche Gesundheitswesen,

Artikel 5(*) Ausschuß aus Vertretern der Mitgliedstaaten, der mit Rats­
beschluß 75/365/EWG (ABl . Nr. L 167 vom 30. 6. 1975, S.
19) eingesetzt wurde. Die Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.



31 . 12 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 389/21

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der
Richtlinie 89/398/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über

Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung bestimmt sind

(94/C 389/ 17)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(94) 600 endg. — 94/0327(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 20. Dezember 1994)

des Wissenschaftlichen Lebensmittelausschusses erteilt
werden dürfen .

Die Zulassung darf nur erteilt werden, wenn das Erzeug­
nis die menschliche Gesundheit nicht gefährdet —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

In Artikel 4 der Richtlinie 89/398 /EWG wird folgender
Absatz la eingefügt :

„( la) Damit im Zuge des wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritts neu entwickelte Lebensmittel für
eine besondere Ernährung rasch in den Verkehr ge­
bracht werden können, kann die Kommission nach
Anhörung des Wissenschaftlichen Lebensmittelaus­
schusses und der Mitgliedstaaten im Rahmen des
Ständigen Lebensmittelausschusses das Inverkehrbrin­
gen für Lebensmittel, die nicht den Zusammenset­
zungsregeln gemäß den in Anhang I aufgeführten
Einzelrichtlinien entsprechen, für die Dauer von zwei
Jahren zulassen . Die Kommission kann gegebenen­
falls in der Zulassungsentscheidung Kennzeichnungs­
vorschriften für die Änderung der Zusammensetzung
vorschreiben."

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ,

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 4 der Richtlinie 89/398 /EWG (') sieht vor, daß
die besonderen Vorschriften, die für die in Anhang I der
genannten Richtlinie genannten Gruppen von Lebensmit­
teln gelten, durch Einzelrichtlinien festgelegt werden .

Diese Einzelrichtlinien spiegeln den Wissensstand auf
diesem Gebiet zum Zeitpunkt ihres Erlasses wider ; Än­
derungen zur Zulassung von Neuerungen zur Verwirkli­
chung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts be­
dürfen der Genehmigung nach dem Verfahren des Arti­
kels 13 der Richtlinie 89/398 /EWG.

Da nach dem Verfahren der Wissenschaftliche Lebens­
mittelausschuß mit der Angelegenheit zu befassen ist und
der Ständige Lebensmittelausschuß eine befürwortende
Stellungnahme abgeben muß, ist der Erlaß von Einzel­
richtlinien eine vergleichsweise langwierige Angelegen­
heit.

Wegen der Langwierigkeit des Verfahrens ist für innova­
tionsfreudige Unternehmen die Verwertung der Ergeb­
nisse ihrer Forschungs- und Entwicklungsarbeit nur be­
grenzt lohnend.

Es muß ein Verfahren vorgesehen werden, mit dem es
möglich ist, in Erwartung einer Änderung der betreffen­
den Einzelrichtlinie neuartige Lebensmittel vorüberge­
hend in den Verkehr zu bringen.

Aus Gründen des Schutzes der Verbrauchergesundheit
soll die vorübergehende Zulassung erst nach Anhörung

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis
spätestens am 30 . September 1997 nachzukommen. Sie
unterrichten die Kommission unverzüglich davon.

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Absatz
1 erlassen, nehmen sie in diesen selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Sie regeln die Einzelheiten dieser Be­
zugnahme.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach dem
Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

O ABl. Nr. L 186 vom 30 . 6 . 1989, S. 27 . Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der
Richtlinie 88/77/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maß­
nahmen gegen die Emission gasförmiger Schadstoffe und luftverunreinigender Partikel aus

Dieselmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen

(94/C 389/ 18)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(94) 559 endg. — 94/312(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 19. Dezember 1994)

Es wird allgemein eingeräumt, daß die Verkehrsentwick­
lung in der Gemeinschaft zu einer schwerwiegenden Be­
lastung der Umwelt geführt hat. Eine Reihe offizieller
Prognosen über die Zunahme der Verkehrsdichte wird
von den tatsächlich ermittelten Zahlen noch übertroffen.
Daher müssen für alle Kraftfahrzeuge strenge Emissions­
normen festgelegt werden.

In der Richtlinie 88/77/EWG (5), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 91 /542/EWG (6), sind die Emissionsgrenz­
werte für Kohlenmonoxid, unverbrannte Kohlenwasser­
stoffe und Stickoxide aus Dieselmotoren zum Antrieb
von Fahrzeugen auf der Grundlage eines für die europäi­
sche Betriebsweise der betreffenden Fahrzeuge repräsen­
tativen Prüfverfahrens festgelegt worden . Die Richtlinie
91 /542/EWG sieht zwei Stufen vor, wobei die erste
Stufe ( 1992/93) mit den Daten des Inkrafttretens der
neuen europäischen Emissionsnormen für Personenkraft­
wagen zusammenfällt. Die zweite Stufe ( 1995/96) um­
faßt längerfristige Leitlinien für die europäische Motor­
industrie, bei denen auf der Grundlage der zu erwarten­
den, noch in Entwicklung befindlichen technischen Mög­
lichkeiten Grenzwerte festgelegt werden, der Industrie
jedoch eine Übergangszeit für die Vervollkommnung
dieser Technologien gewährt wird.

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrags,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es müssen Maßnahmen im Rahmen des Binnenmarktes
ergriffen werden. Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum
ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Wa­
ren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gewährlei­
stet ist.

Das erste Aktionsprogramm der Europäischen Gemein­
schaft für den Umweltschutz (J), das am 22. November
1973 vom Rat verabschiedet wurde, enthält bereits die
Aufforderung, den neuesten wissenschaftlichen Fort­
schritten bei der Bekämpfung der Luftverschmutzung
durch Abgase aus Kraftfahrzeugmotoren Rechnung zu
tragen und die bereits erlassenen Richtlinien in diesem
Sinn anzupassen. Im Fünften Aktionsprogramm, dessen
allgemeine Orientierung vom Rat mit Entschließung vom
1 . Februar 1993 (4) gebilligt wurde, sind weitere Anstren­
gungen im Hinblick auf eine erhebliche Verringerung
der derzeitigen Schadstoffemissionsmengen von Kraft­
fahrzeugen vorgesehen.

Das Ziel der Verringerung der Schadstoffemissionen von
Kraftfahrzeugen sowie die Errichtung und das Funktio­
nieren des Binnenmarktes für Fahrzeuge können nicht in
ausreichendem Maß von den einzelnen Mitgliedstaaten
erreicht werden, sondern lassen sich wirkungsvoller
durch die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Maßnahmen gegen die Verunreini­
gung der Luft durch Kraftfahrzeuge erzielen.

In Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 91 /542/EWG wird
die Kommission aufgefordert, dem Rat vor Ende 1993
einen Fortschrittsbericht über die Verfügbarkeit von
Techniken zur Einschränkung luftverunreinigender
Emissionen aus Dieselmotoren, insbesondere Motoren
mit weniger als 85 kW, vorzulegen. Ferner sollte dieser
Bericht auch statistische Verfahren zur Überprüfung der
Übereinstimmung der Produktion für diese Fahrzeuge
enthalten. Die Kommission wurde aufgefordert, auf der
Grundlage dieses Berichts dem Rat gegebenenfalls einen
Vorschlag zur Heraufsetzung der Grenzwerte für Parti­
kelemissionen zu unterbreiten.

Sachverständigenkonsultationen haben ergeben, daß die
Einführung neuer Verfahren zur Überprüfung der Über­
einstimmung der Produktion möglich ist.

(') ABl. Nr. C 56 vom 26. 2 . 1993, S. 34.
O ABl. Nr. C 201 vom 26. 7. 1993, S. 9.
O ABl. Nr. C 112 vom 20. 12 . 1973, S. 1 . (5) ABl . Nr. L 36 vom 9. 2 . 1988 , S. 33 .
O ABl. Nr. C 138 vom 17. 5 . 1993, S. 1 . p) ABl . Nr. L 295 vom 25 . 10 . 1991 , S. 1 .



31 . 12 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 389/23

— Sie müssen für alle neuen zum Antrieb von Fahrzeu­
gen bestimmten Motoren gelten, die in einem Mit­
gliedstaat auf den Markt gebracht werden und die
vorzeitig den Grenzwert von 0,15 g/kWh erfüllen ;

— sie enden mit Wirkung vom 30. September 2000, dem
Zeitpunkt der verbindlichen Anwendung der im An­
hang dieser Richtlinie für diese Motoren festgelegten
Partikelgrenzwerte ;

— sie müssen für die einzelnen Motortypen unter den
tatsächlichen Mehrkosten der zum Zweck der Einhal­
tung der festgelegten Werte eingeführten technischen
Lösungen einschließlich der Kosten für ihren Einbau
in das Fahrzeug liegen .

Die Kommission ist so rechtzeitig über Vorhaben zu un­
terrichten, die auf die Einführung oder die Änderung
steuerlicher Anreize im Sinne von Absatz 1 abzielen, daß
sie dazu Stellung nehmen kann.

Dagegen kann der in der Richtlinie 91 /542/EWG für
die zweite Stufe festgelegte sehr ehrgeizige Grenzwert
für Partikelemissionen mit der derzeit verfügbaren Tech­
nologie von den meisten kleinen Dieselmotoren mit we­
niger als 85 kW bis 1995 nicht eingehalten werden . Den­
noch können die Partikelemissionen ab Oktober 1995
für diese Fahrzeuge erheblich herabgesetzt werden . Der
für kleine Dieselmotoren mit einem Hubraum pro Zylin­
der von weniger als 0,7 dm3 und einer Höchstleistungs­
drehzahl von über 3 000 min-1 in der Richtlinie
91 /542/EWG festgelegte Grenzwert für Partikelemissio­
nen sollte erst ab 1999 eingeführt werden . Diese zusätzli­
che Frist wird es der Industrie ermöglichen, die notwen­
digen Veränderungen vorzunehmen, um den auf einen
späteren Zeitpunkt verschobenen Grenzwert einhalten zu
können.

Im Hinblick auf eine vorzeitige Einführung der niedrige­
ren Partikelemissionsnormen für Dieselmotoren von we­
niger als 85 kW sollte es den Mitgliedstaaten gestattet
werden, die Einführung von Fahrzeugen, die die auf Ge­
meinschaftsebene erlassenen Vorschriften einhalten,
durch steuerliche Anreize zu fördern . Diese steuerlichen
Anreize müssen den Bestimmungen des Vertrags entspre­
chen und bestimmte Voraussetzungen erfüllen, um Ver­
zerrungen auf dem Binnenmarkt zu vermeiden. Das
Recht der Mitgliedstaaten, Emissionen von Schadstoffen
und anderen Stoffen in die Berechnungsgrundlage für
Kraftfahrzeugsteuern einzubeziehen, wird durch diese
Richtlinie nicht berührt.

Die in dieser Richtlinie vorgeschriebene vorherige Unter­
richtung gilt unbeschadet der Notifizierungsverpflichtun­
gen gemäß anderer Bestimmungen des Gemeinschafts­
rechts, insbesondere des Artikels 93 Absatz 3 des Ver­
trags —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 3

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie vor dem 1 . Oktober 1995 nachzukommen. Sie set­
zen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Unter­
absatz 1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentli­
chung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fal­
lenden Gebiet erlassen.

Artikel 1

Anhang I der Richtlinie 88/77/EWG wird entsprechend
dem Anhang dieser Richtlinie geändert.

Artikel 2 Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft.

Unbeschadet der Vorschriften von Artikel 3 der Richt­
linie 88/77/EWG dürfen die Mitgliedstaaten bezüglich
der Partikelemissionen kleiner Dieselmotoren zum An­
trieb von Fahrzeugen gemäß der Definitionen im An­
hang zu dieser Richtlinie Vorschriften für steuerliche
Anreize erlassen. Diese Anreize müssen den Bestimmun­
gen des Vertrags entsprechen und nachstehende Bedin­
gungen erfüllen :

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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ANHANG

Änderungen der Anhänge der Richtlinie 88/77/EWG in der Fassung der Richtlinie 91/542/EWG

ANHANG I

Nummer 6.2.1 : Der Wert „0,15" in der letzten Zeile der Tabelle (B — 1 . 10 . 1995), letzte Spalte (Partikel­
masse (PT) g/kWh) wird mit folgender Fußnote (**) versehen :
„(**) Bis zum 30. September 1999 beträgt der für Partikelemissionen von Motoren mit einem Hubraum

pro Zylinder von weniger als 0,7 dm3 und einer Höchstleistungsdrehzahl von über 3 000 min-1 gel­
tende Wert 0,25 g/kWh."

Nummer 8.3.1.1 : Der Wert „0,15" in der letzten Zeile der Tabelle (B — 1 . 10 . 1995), letzte Spalte (Parti­
kelmasse (PT) g/kWh), wird mit folgender Fußnote (**) versehen :
„(**) Bis zum 30 . September 2000 beträgt der für Partikelemissionen von Motoren mit einem Hubraum

pro Zylinder von weniger als 0,7 dm3 und einer Höchstleistungsdrehzahl von über 3 000 min-1 gel­
tende Wert 0,25 g/kWh."

Der Abschnitt 8 erhält folgenden Wortlaut :

„8 . ÜBEREINSTIMMUNG DER PRODUKTION

8.1 . Maßnahmen zur Gewährleistung der Übereinstimmung der Produktion müssen grundsätzlich
gemäß Artikel 10 der Richtlinie 70/ 156/EWG getroffen werden. Die Übereinstimmung der
Produktion wird anhand der Daten überprüft, die in dem Typgenehmigungsbogen in Anhang
VIII dieser Richtlinie aufgeführt sind.

Ist die Behörde mit dem Prüfverfahren des Herstellers nicht einverstanden, so gelten die Num­
mern 2.4.2 und 2.4.3 in Anhang X der Richtlinie 70/ 156/EWG.

8.1.1 . Sind Schadstoffmessungen an einem Motortyp durchzuführen, dessen Typgenehmigung eine
oder mehrere Erweiterungen erfahren hat, so werden die Prüfungen an dem (den) Motor(en)
durchgeführt, der (die) in den Beschreibungsunterlagen der betreffenden Erweiterung beschrie­
ben ist (sind).

8.1.1.1 . Übereinstimmung des Motors bei der Schadstoffemissionsprüfung.
Der Hersteller darf an Fahrzeugen, die von der Behörde ausgewählt wurden, keine Änderun­
gen vornehmen.

8.1.1.1.1 . Drei Motoren werden als Stichproben aus der Serie entnommen und gemäß Nummer 6.2 der
Prüfung unterzogen. Die Grenzwerte sind unter 6.2.1 aufgeführt.

8.1.1.1.2 . Ist die Behörde mit der vom Hersteller angegebenen Standardabweichung der Produktion ge­
mäß Anhang X der Richtlinie 70/ 156/EWG für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger,
geändert durch die Richtlinie 92/53/EWG, einverstanden, so werden die Prüfungen entspre­
chend der Anlage 1 durchgeführt.
Ist die Behörde mit der vom Hersteller angegebenen Standardabweichung der Produktion ge­
mäß Anhang X der Richtlinie 70/156/EWG für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger,
geändert durch die Richtlinie 92/53/EWG, nicht einverstanden, so werden die Prüfungen ent­
sprechend der Anlage 2 durchgeführt.

Auf Antrag des Herstellers können die Prüfungen entsprechend der Anlage 1 durchgeführt
werden.

8.1.1.1.3 . Die Serienproduktion gilt auf der Grundlage einer Stichprobenprüfung der Motoren als vor­
schriftsmäßig bzw. nicht vorschriftsmäßig, wenn nach den Prüfkriterien der entsprechenden
Anlage eine positive Entscheidung für alle Schadstoffe bzw. eine negative Entscheidung in be­
zug auf einen Schadstoff gefällt wurde.
Wurde eine positive Entscheidung in bezug auf einen Schadstoff getroffen, so wird diese nicht
durch zusätzliche Prüfungen beeinflußt, die zu einer Entscheidung in bezug auf die übrigen
Schadstoffe führen.

Wird keine positive Entscheidung in bezug auf sämtliche Schadstoffe und keine negative Ent­
scheidung in bezug auf einen Schadstoff erreicht, so ist die Prüfung an einem anderen Motor
durchzuführen (siehe Abbildung 1.7).

Der Hersteller kann die Prüfung jederzeit unterbrechen, wenn keine Entscheidung erzielt
wurde ; in diesem Fall wird eine negative Entscheidung in das Protokoll aufgenommen.
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Abbildung 1.7



Nr. C 389/26 31 . 12 . 94Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

8.1.1.2 . Die Prüfungen werden an neu gefertigten Motoren durchgeführt.

8.1.1.2.1 . Auf Antrag des Herstellers können die Prüfungen jedoch an Motoren durchgeführt werden,
die während höchstens 100 Stunden eingefahren wurden.

In diesem Fall wird das Einfahrverfahren vom Hersteller durchgeführt. Er darf jedoch an die­
sen Motoren keine Veränderungen vornehmen.

8.1.1.2.2 . Beantragt der Hersteller ein Einfahrverfahren (x Stunden, wobei x < 100 Stunden), so kann
dieses wie folgt durchgeführt werden :

— Alle Motoren werden geprüft,
oder

— der erste Motor wird geprüft, wobei ein Evolutionskoeffizient wie folgt bestimmt wird :

— Die Schadstoffemissionen werden am ersten geprüften Motor bei Null und bei ,x' Stun­
den gemessen.

— Der Evolutionskoeffizient der Emissionen zwischen Null und ,x' Stunden wird für jeden
Schadstoff wie folgt berechnet :

Emissionen , x ' Stunden
Emissionen 0 Stunden

Er kann kleiner als 1 sein .

— Die folgenden Prüfmotoren werden nicht eingefahren ; auf ihre ,Emissionswerte bei
0 Stunden' wird jedoch der Evolutionskoeffizient angewendet.

In diesem Fall werden folgende Werte zugrunde gelegt :

— die Werte bei ,x' Stunden für den ersten Motor,

— die Werte bei 0 Stunden, multipliziert mit dem Evolutionskoeffizienten, für die folgen­
den Motoren.

8.1.1.2.3 . Bei all diesen Prüfungen ist handelsüblicher Kraftstoff zulässig. Auf Antrag des Herstellers
können jedoch die im Anhang IV beschriebenen Bezugskraftstoffe verwendet werden.

Anlage 1

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben, nach dem die Übereinstimmung der Produktion bei der
Prüfung der Schadstoffemissionen überprüft wird, wenn die Standardabweichung von der Produktion
des Herstellers zufriedenstellend ausfällt.

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen. Das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 30 % fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht, 0,90 beträgt (Hersteller­
risiko = 10 %). Hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 65 % fehlerhaftes Los zugelassen
wird, bei 0,1 (Verbraucherrisiko = 10 %).

3 . Für alle in Nummer 6.2.1 aufgeführten Schadstoffe gilt folgendes Verfahren (sieht Abbildung 1.7):

L = der natürliche Logarithmus des Schadstoff-Grenzwerts,

X; =» der natürliche Logarithmus der Messung am ,i'. Fahrzeug der Stichprobe,

s = die geschätzte Standardabweichung von der Produktion (nach Zugrundelegung des natür­
lichen Logarithmus der Messungen),

n = die Stichprobengröße.

4 . Der statistische Wert der Stichprobe ist zu ermitteln, indem die Summe der Standardabweichungen vom
Grenzwert nach folgender Formel berechnet wird :
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5 . Liegt der statistische Prüfwert über dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine positive
Entscheidung (siehe Tabelle 1.1.5), so erhält der Schadstoff eine positive Entscheidung.
Liegt der statistische Prüfwert unter dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine negative
Entscheidung (siehe Tabelle 1.1.5), so erhält der Schadstoff eine negative Entscheidung.
Andernfalls wird ein weiterer Motor gemäß Nummer 8.1.1.1 geprüft, und das Verfahren wird auf die
um eine Einheit erweiterte Stichprobe angewendet.

Tabelle 1.1.5

Kumulierte Anzahl der geprüften
Motoren

(Stichprobengröße)
Grenzwert für eine positive

Entscheidung
Grenzwert für eine negative

Entscheidung

3 2,624 - 2,207
4 2,693 - 2,137
5 2,763 - 2,068
6 2,833 - 1,998
7 2,902 - 1,928
8 2,972 - 1,859
9 3,041 - 1,789
10 3,111 - 1,720
11 3,180 - 1,650
12 0,834 0,834

Anlage 2

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben, nach dem die Übereinstimmung der Produktion bei der
Prüfung vom Typ I überprüft wird, wenn der Hersteller einen unzureichenden oder keinen Nachweis
der Standardabweichung liefert.

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen. Das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 30 % fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht, 0,9 beträgt (Hersteller­
risiko = 10 %). Hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 65 % fehlerhaftes Los zugelassen
wird, bei 0,1 (Verbraucherrisiko = 10 %).

3 . Die Messungen der in Nummer 6.2.1 aufgeführten Schadstoffe gelten als logarithmisch normal verteilt
und sollten zunächst unter Zugrundelegung ihrer natürlichen Logarithmen transformiert werden ; ,mo'
sei die minimale und ,m' die maximale Stichprobengröße (mo = 3 und m = 32); ,n' sei die Stichproben­
größe.

4 . Wenn der natürliche Logarithmus der Messungen an der Serie xj , X2 , . . ., xj und L der natürliche
Logarithmus des Schadstoff-Grenzwerts ist, dann ist zu definieren :

d: = Xj — L

1 n
d° - ¥ S di

j=l

undvn = TT l (dj dn)J
] = 1

5 . Tabelle 1.2.5 enthält die Grenzwerte für eine positive (An) und negative (B„) Entscheidung bei der jewei­
ligen Stichprobengröße. Der statistische Prüfwert ist der Quotient von dn/Vn, anhand dessen die posi­
tive oder negative Entscheidung über die Serie nach folgender Regel getroffen wird :
Wenn mn ^ n < m :

— positive Entscheidung, wenn dn/Vn< An,

— negative Entscheidung, wenn dnA£> Bn.

— eine weitere Messung durchführen, wenn An<dnArn<B_.



Nr. C 389/28 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 94

6. Anmerkungen

Die folgenden rekursiven Formeln dienen zur Berechnung der aufeinanderfolgenden statistischen Prüf­
werte :

v2 /i_i\ V2 + (dn dn) 2
n \ n/ n 1 n—1

(n = 2, 3 , dn = d,; V, = 0)

Tabelle 1.2.5

Minimale Stichprobengröße = 3

Stichprobengröße (n) Grenzwert für eine positive
Entscheidung (An)

Grenzwert für eine negative
Entscheidung (Bn)

3 - 0,69148 6,09356
4 - 0,65832 3,42688
5 - 0,6308 2,32183
6 - 0,60608 1,72892
7 - 0,58291 1,36012
8 - 0,56069 1,10798
9 - 0,53906 0,924
10 - 0,5178 0,78328
11 - 0,49679 0,67175
12 — 0,47592 0,58086
13 - 0,45512 0,50515
14 - 0,43435 0,44093
15 - 0,41354 0,38563
16 - 0,39268 0,33743
17 - 0,37172 0,29495
18 - 0,35065 0,25717
19 - 0,332944 0,22331
20 - 0,30807 0,19273
21 - 0,28652 0,16496
22 - 0,26476 0,13959
23 - 0,24279 0,1163
24 - 0,22057 0,09483
25 - 0,1981 0,07496
26 - 0,17536 0,05649
27 - 0,15232 0,03928
28 - 0,12897 0,02318
29 - 0,10529 0,00809
30 - 0,08126 - 0,00609
31 - 0,05687 - 0,01946
32 - 0,03208 - 0,03208

Anlage 3

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben, nach dem auf Antrag des Herstellers die Übereinstimmung
der Produktion für die Schadstoffemissionsprüfung überprüft wird.

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen. Das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 30 % fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht, 0,90 beträgt (Hersteller­
risiko = 10 %). Hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 65 °/o fehlerhaftes Los zugelassen
wird, bei 0,1 (Verbraucherrisiko = 10 %).
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3 . Für alle in Nummer 6.2.1 aufgeführten Schadstoffe gilt folgendes Verfahren (siehe Abbildung 1.7):

L = Grenzwert für den Schadstoff,

x; = Meßwert für den , i . £ Motor der Stichprobe,

n == Stichprobengröße.

4 . Der statistische Prüfwert der Stichprobe ist zu ermitteln, indem die Summe der nicht vorschriftsmäßigen
Motoren ermittelt wird, d . h . x; > L.

5 . Liegt der statistische Prüfwert unter dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine positive
Entscheidung (siehe Tabelle 1.3.5), so erhält der Schadstoff eine positive Entscheidung.

Liegt der statistische Prüfwert über dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine negative
Entscheidung (siehe Tabelle 1.3.5), so erhält der Schadstoff eine negative Entscheidung.

Andernfalls wird ein weiterer Motor gemäß Nummer 8.1.1.1 geprüft, und das Verfahren wird auf die
um eine Einheit erweiterte Stichprobe angewendet.

Die Grenzwerte für positive und negative Entscheidungen der Tabelle 1.3.5 werden anhand der Interna­
tionalen Norm ISO 8422 ( 1991 ) berechnet.

Tabelle 1.3.5

Kumulierte Anzahl der geprüften
Motoren

Grenzwert für eine positive
Entscheidung

Grenzwert für eine negative
Entscheidung

3 — 3
4 0 4

5 0 4

6 1 5

7 1 5
8 2 6
9 2 6
10 3 7

11 3 7

12 4 8
13 4 8
14 5 9

15 5 9

16 6 10

17 6 10

18 7 11

19 8 9"
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates über eine Finanzhilfe für die Ukraine

(94/C 389/ 19)

KOM(94) 487 endg. — 94/0256(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 7. November 1994)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — Die Gewährung eines langfristigen Darlehens der Ge­
meinschaft an die Ukraine ist eine angemessene Maß­
nahme zur Verringerung der finanziellen Verpflichtun­
gen gegenüber dem Ausland sowie zur Stützung der
Zahlungsbilanz und Stärkung der Reserveposition des
Landes .

Das Gemeinschaftsdarlehen sollte von der Kommission
verwaltet werden.

Der Vertrag sieht nur in Artikel 235 Befugnisse für den
Erlaß dieses Beschlusses vor —

BESCHLIESST :

Artikel 1

( 1 ) Die Gemeinschaft stellt der Ukraine eine langfri­
stige Darlehensfazilität mit einem Kapitalhöchstbetrag
von 85 Millionen ECU und einer Laufzeit von bis zu 10
Jahren zur Verfügung, um eine tragbare Zahlungsbilanz­
situation sicherzustellen und die Reserveposition des
Landes zu stärken.

(2) Zu diesem Zweck wird die Kommission ermäch­
tigt, im Namen der Europäischen Gemeinschaft die er­
forderlichen Mittel aufzunehmen, die der Ukraine als
Darlehen zur Verfügung gestellt werden .

(3) Die Kommission verwaltet das Darlehen in enger
Absprache mit dem Währungsausschuß und im Einklang
mit etwaigen Vereinbarungen zwischen dem IWF und
der Ukraine .

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235,

auf Vorschlag der Kommission, der nach Anhörung des
Währungsausschusses unterbreitet wurde,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Ukraine hat tiefgreifende politische und wirtschaftli­
che Reformen eingeleitet und unternimmt substantielle
Anstrengungen zur Umsetzung eines marktwirtschaftli­
chen Modells .

Die Ukraine und die Europäische Union haben eine
Partnerschafts- und Kooperationsvereinbarung unter­
zeichnet, die zur Entwicklung einer uneingeschränkten
Zusammenarbeit beitragen wird.

Die Ukraine hat mit dem Internationalen Währungs­
fonds (IWF) ein umfassendes Bündel von Stabilisierungs­
und Reformmaßnahmen vereinbart, die durch eine Zie­
hung im Rahmen der „Systemübergangsfazilität" des
IWF unterstützt werden sollen ; diese Fazilität ist vom
IWF-Exekutivdirektorium am 26. Oktober 1994 gebilligt
worden ; derzeit finden zwischen der ukrainischen Regie­
rung und dem IWF weitere Gespräche über ein makro­
ökonomisches Anpassungs- und Reformprogramm statt,
das durch einen Bereitschaftskredit unterstützt werden
soll .

Die ukrainische Regierung hat um finanzielle Unterstüt­
zung der internationalen Finanzinstitutionen, der Ge­
meinschaft und anderer bilateraler Geber nachgesucht ;
über den geschätzten Finanzbetrag hinaus, der vom IWF
und von der Weltbank aufgebracht werden könnte, sind
während des restlichen Jahres 1994 sowie 1995 noch um­
fangreiche Finanzierungslücken zu schließen, um die Re­
serveposition der Ukraine zu stärken und die wirtschafts­
politischen Ziele, die den Reformmaßnahmen der Regie­
rung zugrunde liegen, zu unterstützen.

Die ukrainische Regierung hat zugesagt, unverzüglich
die Umsetzung des von der Europäischen Union und der
G-7 unterstützten Aktionsplans für nukleare Sicherheit
durchzuführen, mit dem IWF rasch zu einer Einigung
über die Bereitschaftskreditvereinbarung zu gelangen
und ihren Zahlungsverpflichtungen gegenüber der Ge­
meinschaft in vollem Umfang und rechtzeitig nachzu­
kommen.

Artikel 2

( 1 ) Die Kommission wird ermächtigt, mit den ukraini­
schen Behörden nach Anhörung des Währungsausschus­
ses die wirtschaftspolitischen Auflagen auszuhandeln, an
die das Darlehen geknüpft ist. Diese Auflagen müssen
mit den in Artikel 1 Absatz 3 genannten Vereinbarungen
in Einklang stehen .

(2) Die Kommission überprüft in regelmäßigen Ab­
ständen in Zusammenarbeit mit dem Währungsausschuß
und in enger Koordinierung mit dem IWF die Überein­
stimmung der ukrainischen Wirtschaftspolitik mit den
Darlehenszielen und die Einhaltung der Darlehensbedin­
gungen.

Artikel 3

( 1 ) Das Darlehen wird der Ukraine in einer einzigen
Tranche zur Verfügung gestellt, die vorbehaltlich der
Bestimmungen von Artikel 2 so schnell wie möglich be­
reitgestellt wird.
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(2) Die Mittel werden an die Nationalbank der
Ukraine ausgezahlt.

Artikel 4

Absatz 1 und dürfen weder zur Verlängerung der durch­
schnittlichen Laufzeit der betreffenden Anleihen noch
zur Erhöhung des zum jeweiligen Wechselkurs ausge­
drückten, zum Zeitpunkt dieser Transaktion noch ge­
schuldeten Kapitalbetrags führen .

(4) Alle Kosten, die der Gemeinschaft durch den Ab­
schluß und die Durchführung der in diesem Beschluß
vorgesehenen Transaktion entstehen, gehen zu Lasten
der Ukraine .

(5) Der Währungsausschuß wird mindestens einmal
jährlich über die Abwicklung der in den Absätzen 2 und
3 genannten Transaktionen unterrichtet .

( 1 ) Die in Artikel 1 genannten Anleihe- und Darle­
henstransaktionen werden mit der gleichen Wertstellung
abgewickelt und dürfen für die Gemeinschaft weder eine
Änderung der Fristen noch ein Wechsel- oder Zinsrisiko
noch sonstige kommerzielle Risiken mit sich bringen.

(2) Auf Verlangen der Ukraine trägt die Kommission
dafür Sorge, daß eine Klausel über vorzeitige Rückzah­
lung in die Darlehensbedingungen aufgenommen und
gegebenenfalls ausgeführt wird .

(3) Auf Ersuchen der Ukraine kann die Kommission,
wenn die Umstände eine Verbesserung des Darlehens­
zinssatzes gestatten, ihre ursprünglichen Anleihen ganz
oder teilweise refinanzieren oder die entsprechenden fi­
nanziellen Bedingungen neu festsetzen . Refinanzierun­
gen oder Neufestsetzungen erfolgen nach Maßgabe von

Artikel 5

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament
und dem Rat mindestens einmal jährlich Bericht über die
Durchführung dieses Beschlusses und gibt eine Bewer­
tung ab .
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III

(Bekanntmachungen)

EUROPÄISCHES PARLAMENT

Verlängerung der Gültigkeitsdauer der im Anschluß an folgende allgemeine Auswahlverfahren
erstellten Reservelisten für die Einstellung :

(94/C 389/20)

PE/42/A — Verwaltungsräte spanischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr.
C 155 vom 14 . Juni 1988 ,

PE/53/A — Verwaltungsräte griechischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr.
C 326 vom 28 . Dezember 1990,

PE/54/A — Verwaltungsräte (Leiter des Planungsdienstes, Regisseur/Produzent für Fernsehen), veröffentlicht im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 1 10 A vom 25 . April 1991 ,

PE/55/A — Verwaltungsräte deutscher Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 163 A vom 22 . Juni 1991 ,

PE/56/A — Verwaltungsräte portugiesischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 163 A vom 22 . Juni 1991 ,

PE/ 155/LA — Ubersetzer niederländischer Sprache, veröffentlicht in den Amtsblättern der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 244 A vom 19 . November 1991 und Nr. C 316 vom 6. Dezember 1991 ,

PE/ 156/LA — Übersetzer spanischer Sprache , veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 244 A vom 19 . November 1991 ,

PE/ 157/LA — Ubersetzer portugiesischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 244 A vom 19 . November 1991 ,

PE/ 158 /LA — Dolmetscher niederländischer Sprache, veröffentlicht in den Amtsblättern der Europäischen Gemeinschaf­
ten Nr. C 246 A vom 21 . September 1991 und Nr. C 316 vom 6. Dezember 1991 ,

EUR/B/26 — Verwaltungsinspektoren (Rechnungsführung, Rechnungsprüfung, Haushaltsführung), veröffentlicht im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 219 A vom 26. August 1992,

EUR/B/27 — Verwaltungsinspektoren (Personalverwaltung und Materialbewirtschaftung), veröffentlicht im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 220 A vom 27 . August 1992,

EUR/B/31 — Verwaltungsinspektoren (Datenverarbeitung), veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten Nr. C 220 A vom 27 . August 1992,

PE/ 106/C — Schreibkräfte dänischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 295 vom 19 . November 1988 ,

PE/ 108/C — Schreibkräfte deutscher Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 146 vom 15 . Juni 1990,

PE/ 109/C — Schreibkräfte englischer Sprache , veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
Nr. C 82 A vom 27. März 1991 ,

EUR/C/ 15 — Schreibkräfte griechischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr.
C 224 vom 4. September 1985 ,

EUR/C/22 — Schreibkräfte portugiesischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr.
C 47 A vom 21 . Februar 1992,

EUR/C/23 — Schreibkräfte italienischer Sprache, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr.
C 52 A vom 27. Februar 1992 .

Durch Beschluß des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments wird die Gültigkeitsdauer der Reservelisten verlän­
gert :

— bis zum 30 . Juni 1995 für die Listen PE/42/A, PE/ 106/C und EUR/C/ 15 ,
— bis zum 31 . Dezember 1995 für die Listen PE/53/A, PE/54/A, PE/55/A, PE/56/A, PE/ 155/LA, PE/ 156/LA,

PE/ 157/LA, PE/ 158 /LA, EUR/B/26, EUR/B/27, EUR/B/31 , PE/ 108 /C, PE/ 109/C, EUR/C/22 und
EUR/C/23 .
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